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Wirtschaftlicher Arbeitgeber –  
Zentraler Begriff für die steuerliche 
Behandlung entsandter Arbeitneh-
mender    

Der Großteil unserer Leserinnen und Leser wird mit 
dem Schreiben des Bundesfinanzministeriums 
(BMF) zur steuerlichen Behandlung des Arbeits-
lohns nach den Doppelbesteuerungsabkommen 
vom 3. Mai 2018 vertraut sein. Das BMF hat darin 
zu zahlreichen Fragen der Besteuerung von inter-
national tätigen Arbeitnehmenden Stellung genom-
men und die Sichtweise der deutschen Finanzver-
waltung dazu umfassend erläutert. Nun liegt eine 
überarbeitete Fassung dieses Schreibens vor (vgl. 
BMF-Schreiben vom 12. Dezember 2023 (GZ IV B 
2 – S1300/21/10024:005)), dessen wichtigste Eck-
daten wir in der Januar-Sonderausgabe unseres 
GMS-Newsletters vorgestellt haben. Einen beson-
deren Aspekt möchten wir Ihnen in diesem Beitrag 
ausführlich vorstellen: Die Ausführungen im Zusam-
menhang mit dem Begriff des wirtschaftlichen Ar-
beitgebers. 

Der wirtschaftliche Arbeitgeber spielt nicht nur im 
nationalen Steuerrecht für die Frage der Verpflich-
tung zum Lohnsteuereinbehalt eine zentrale Rolle, 
sondern auch im Abkommensrecht für die Zuwei-
sung des Besteuerungsrechts. 

Nach deutschem Recht ist in den Fällen von inter-
nationalen Arbeitnehmerentsendungen auch ein in-
ländischer wirtschaftlicher Arbeitgeber zum Lohn-
steuereinbehalt verpflichtet. 
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Dafür ist kein eigener Arbeitsvertrag bzw. keine 
Auszahlung des Gehalts durch das aufnehmende 
Unternehmen erforderlich. Trägt bei einem grenz-
überschreitenden Mitarbeitereinsatz das aufneh-
mende Unternehmen in Deutschland die Personal-
kosten (Kostenweiterbelastung), ist in den 
allermeisten Fällen klar, dass Lohnsteuer in 
Deutschland abgeführt werden muss. Ist eine Wei-
terbelastung der Kosten jedoch unterblieben, muss 
das Unternehmen beurteilen, ob es die Kosten nach 
dem Fremdvergleichsgrundsatz hätte tragen müs-
sen, um Lohnsteuerhaftungsrisiken zu vermeiden. 
Ist der Tatbestand des inländischen wirtschaftlichen 
Arbeitgebers erfüllt, besteht für den Arbeitgeber 
eine Verpflichtung zum Lohnsteuerabzug 
(§ 38 Abs. 1 S. 2 EStG). 

Der Begriff des wirtschaftlichen Arbeitgebers spielt 
darüber hinaus eine zentrale Rolle für die Zuwei-
sung des Besteuerungsrechts für Einkünfte aus un-
selbstständiger Arbeit (Art. 15 OECD-Musterabkom-
men (OECD-MA)). Grundsätzlich steht das 
Besteuerungsrecht für Einkünfte aus unselbststän-
diger Arbeit dem Ansässigkeitsstaat des Mitarbei-
tenden zu. Übt dieser jedoch seine Tätigkeit im an-
deren Vertragsstaat aus (Tätigkeitsstaat), wird 
regelmäßig dem Tätigkeitsstaat das Besteuerungs-
recht für den anteiligen Arbeitslohn, der auf diese 
Arbeitstage entfällt, zugewiesen. Unabhängig von 
der Anzahl der Aufenthaltstage im Tätigkeitsstaat 
wird der Tätigkeitsstaat sein ihm zugewiesenes Be-
steuerungsrecht dann verwirklichen, wenn der (wirt-
schaftliche) Arbeitgeber im Tätigkeitsstaat ansässig 
ist.  

Im Mittelpunkt steht folglich die Frage, welche Krite-
rien für die Bestimmung des wirtschaftlichen Arbeit-
gebers im Abkommensrecht heranzuziehen sind, 
um die Zuweisung des Besteuerungsrechts richtig 
vornehmen zu können. Dafür hat die Finanzverwal-
tung einen Großteil der Regelungen aus dem BMF-
Schreiben vom 9. November 2001 „Verwaltungs-
grundsätze-Arbeitnehmerentsendung“ in das aktua-
lisierte BMF-Schreiben vom 12. Dezember 2023 
übernommen und somit erstmals den Begriff der Ar-
beitnehmerentsendung definiert.  

Eine grenzüberschreitende Arbeitnehmerentsen-
dung liegt dann vor, wenn ein Mitarbeitender für 
eine bestimmte Zeit von seinem Arbeitgeber (ent-
sendendes Unternehmen) an ein verbundenes Un-
ternehmen (aufnehmendes Unternehmen) im ande-
ren Staat entsandt wird. Ohne Beendigung des 
bisherigen Arbeitsvertrags (ruhender Arbeitsvertrag) 
wird der Mitarbeitende aufgrund: 

 

- eines (weiteren) Arbeitsvertrags oder 
- einer Nebenabrede zum bestehenden Ar-
beitsvertrag 
 

bei dem aufnehmenden Unternehmen tätig oder 
dieses Unternehmen gilt als wirtschaftlicher Arbeit-
geber. 

Wirtschaftlicher Arbeitgeber kann folglich nicht nur 
der zivilrechtliche Arbeitgeber sein, sondern auch 
das Unternehmen, das die Vergütung für die ihm 
geleistete unselbstständige Tätigkeit wirtschaftlich 
trägt oder nach dem Fremdvergleichsgrundsatz 
hätte tragen müssen. 

Der wirtschaftliche Arbeitgeber ist dabei – wie bis-
her – anhand zweier Kriterien zu beurteilen: 

1) Integration, das heißt die Frage, ob der Mitar-
beitende in das aufnehmende Unternehmen 
eingebunden ist und  

2) Kostentragung, das heißt die Frage, ob das auf-
nehmende Unternehmen den Arbeitslohn wirt-
schaftlich trägt oder hätte tragen müssen. 

 
Werden durch ein Unternehmen beide Kriterien er-
füllt, ist dieses wirtschaftlicher Arbeitgeber des ent-
sandten Arbeitnehmenden.  

Welche Kriterien spielen nun für die Beurteilung der 
Integration eine Rolle? Zur Beurteilung, ob der ent-
sandte Arbeitnehmende in das aufnehmende Unter-
nehmen eingebunden ist, zieht die Finanzverwal-
tung unter anderem folgende Kriterien heran: 

- Trägt das aufnehmende Unternehmen die Ver-
antwortung oder das Risiko für die durch die 
Tätigkeit des Arbeitnehmenden erzielten Ergeb-
nisse?  

- Ist der Arbeitnehmende den fachlichen Weisun-
gen des aufnehmenden Unternehmens unter-
worfen? 

- Wer entscheidet über die Höhe der Bezüge, 
über die Gewährung von Urlaub oder trägt das 
Risiko der Lohnzahlung im Fall der Nichtleis-
tung bzw. hat das Recht der Entscheidung über 
eine Entlassung? 
 

Unter Berücksichtigung dieser Kriterien erfolgt bei-
spielsweise eine Entsendung im Interesse des ent-
sendenden Unternehmens, wenn der Arbeitneh-
mende nicht in die Hierarchie des aufnehmenden 
Unternehmens eingebunden ist. Das aufnehmende 
Unternehmen wird nicht zum wirtschaftlichen Arbeit-
geber. 
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Für Entsendungen von bis zu drei Monaten sieht 
die Finanzverwaltung eine widerlegbare Anscheins-
vermutung, dass Arbeitnehmende nicht in das auf-
nehmende Unternehmen eingebunden sind und das 
aufnehmende Unternehmen somit nicht zum wirt-
schaftlichen Arbeitgeber wird. 

Für die Beurteilung des zweiten Kriteriums, der 
Kostentragung, ist zunächst zu beurteilen, in wel-
chem Interesse der Arbeitnehmende während sei-
ner Entsendung tätig wird. Zur Bestimmung dieser 
Interessenslage hat die Finanzverwaltung eine Viel-
zahl von Kriterien bestimmt, wie zum Beispiel: 

- Von welchem Unternehmen geht die Initiative 
für die Arbeitnehmerentsendung aus? 

- Wird eine bestimmte fachliche Qualifikation be-
nötigt?  

- Welches Unternehmen profitiert am meisten 
von der Entsendung? 

- Sind auf dem lokalen Arbeitsmarkt des aufneh-
menden Unternehmens Arbeitskräfte mit der er-
forderlichen Qualifikation vorhanden?  

- Werden nach Rückkehr des Arbeitnehmenden 
dessen gesammelte Auslandserfahrungen im 
Rahmen seiner weiteren Beschäftigung beim 
entsendenden Unternehmen genutzt?  
 

Die Interessenslage ist vom Arbeitnehmenden 
durch geeignete Nachweise, wie beispielsweise 
Entsendevertrag mit Tätigkeitsbeschreibung, Kon-
zernentsenderichtlinie, Reisekostenabrechnungen, 
Zeitnachweise über Art und Umfang der Tätigkeit, 
nachzuweisen.  

Nach der Beurteilung der Frage, in wessen Inte-
resse die Arbeitnehmerentsendung erfolgt, sind die 
Kosten der Entsendung nach dem Fremdver-
gleichsgrundsatz von dem Unternehmen zu tragen, 
in dessen Interesse die Entsendung erfolgt ist. In 
die Kostenbetrachtung sind alle Kosten einzubezie-
hen, die  

- im wirtschaftlichen Zusammenhang mit der ge-
samten Tätigkeit des Arbeitnehmenden wäh-
rend der Dauer seiner Entsendung stehen und 

- den Gewinn des aufnehmenden oder des ent-
sendenden Unternehmens gemindert haben, 
(unabhängig davon, ob diese Aufwendungen 
Lohn darstellen und ob sie im Zusammenhang 
mit der Entsendung selbst stehen).  

 

 

Zu berücksichtigen sind demnach sämtliche Lohn- 
und Lohnnebenkosten sowie Verwaltungskosten, 
dazu gehören beispielsweise laufender Arbeitslohn, 
Urlaubs- und Weihnachtsgeld, Boni, Sozialversiche-
rungsbeiträge, entsendebedingte Zulagen, Reise-
kosten, Sachbezüge usw.  

Neu festgelegt wurde von der Finanzverwaltung, 
dass der Arbeitgeber dem Arbeitnehmenden zu be-
scheinigen hat, in welcher Höhe die Kosten nach 
dem Fremdvergleichsgrundsatz weiterbelastet wur-
den und in welcher Höhe diese vom entsendenden 
Unternehmen getragen wurden. Bescheinigt der Ar-
beitgeber dem Arbeitnehmenden das Tragen dieser 
Kosten durch das aufnehmende Unternehmen, 
kann regelmäßig davon ausgegangen werden, dass 
die Tätigkeit im Interesse des aufnehmenden Unter-
nehmens erfolgt.  

In seinem aktualisierten Schreiben hat die Finanz-
verwaltung besonderes Augenmerk auf die Beurtei-
lung der Tätigkeiten und Kostenbelastungen von lei-
tenden Angestellten gelegt. Hierzu wird ausgeführt, 
dass leitende Angestellte, zum Beispiel Vorstände 
und Geschäftsführer, regelmäßig Teil der Hierarchie 
des aufnehmenden Unternehmens sind, wenn sie in 
die laufende Geschäftsführung eingebunden sind. 
Eine Ausnahme gilt im Fall von Managementgesell-
schaften, wenn also die Vorstands- oder Geschäfts-
führertätigkeit zur Erfüllung einer Dienstleistungs-
verpflichtung des entsendenden Unternehmens bei 
einem verbundenen Unternehmen erbracht wird. 
Auf das damit einhergehende Betriebsstättenrisiko 
für die Managementgesellschaft wird entsprechend 
hingewiesen.   

Fazit 

Die Bestimmung des wirtschaftlichen Arbeitge-
bers bei konzerninternen internationalen Arbeit-
nehmereinsätzen ist ein Kernelement für die 
steuerliche Beurteilung des Arbeitslohns, das 
heißt die Zuweisung von Besteuerungsrechten. 
Da im Hinblick einer Lohnsteuereinbehaltungs-
verpflichtung für den Arbeitslohn ein „hätte tra-
gen müssen“ ausreicht, ist der Arbeitgeber ge-
fordert, eine entsprechende Beurteilung und 
Analyse vorzunehmen und durch geeignete 
Nachweise zu dokumentieren. Andernfalls kön-
nen sich lohnsteuerliche Haftungsrisiken erge-
ben. Brauchen Sie Unterstützung hierbei, ins-
besondere auch um der neu eingeführten 
Bescheinigungspflicht nachzukommen? Dann 
sprechen Sie uns gern an. 
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Neue Entwicklungen bei der Weg-
zugsbesteuerung im Falle eines 
Wegzugs in die Schweiz 

In der Januar-Ausgabe unseres Newsletters hatten 
wir bereits im Zusammenhang mit dem neuen An-
wendungserlass zum AStG auf die Wegzugsbe-
steuerung (§ 6 AStG) hingewiesen. Vor Kurzem hat 
der Bundesfinanzhof (BFH) nun auch sein Urteil 
vom 6. September 2023 (Az. I R 35/20) in Bezug 
auf einen Wegzug in die Schweiz veröffentlicht. Die-
ses bezog sich noch auf die vor dem 1. Januar 
2022 geltende Rechtslage, hat allerdings auch Sig-
nalwirkung für die aktuell geltende Rechtslage.  

Sachverhalt 
 
Im Urteilsfall besaß der Kläger Anteile an einer Ka-
pitalgesellschaft von mindestens einem Prozent. Er 
beendete im Jahr 2011 seine unbeschränkte Steu-
erpflicht in Deutschland und zog in die Schweiz. 
Das Finanzamt setzte daraufhin eine Wegzugs-
steuer fest und gewährte – entsprechend der dama-
ligen gesetzlichen Vorgabe – keine Stundung dieser 
Steuer. Nach der damals geltenden Rechtslage war 
eine dauerhafte und zinslose Stundung nur bei 
Wegzügen in EU-/EWR-Staaten gesetzlich vorge-
sehen (§ 6 Abs. 5 AStG a.F.). Daraufhin wandte 
sich der Kläger unter Verweis auf das Freizügig-
keitsabkommen zwischen der EU und der Schweiz 
gegen die Festsetzung der Steuer. Das Finanzge-
richt legte den Fall in einem Vorabentscheidungs-
verfahren dem Europäischen Gerichtshof vor. Der 
EuGH war in seinem Urteil vom 26. Februar 2019 
(Az. C 581/17, „Wächtler“) der Ansicht, dass Steu-
erpflichtige auch bei einem Wegzug in die Schweiz 
unter bestimmten Voraussetzungen das Recht auf 
eine zinslose und unbefristete Stundung haben. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH nimmt auf diese Entscheidung des EuGH 
Bezug, da er an die unionsrechtlichen Vorgaben ge-
bunden ist. Demnach ist eine zinslose und bis zur 
tatsächlichen Anteilsveräußerung andauernde Stun-
dung auch bei Wegzügen in die Schweiz von Amts 
wegen zu gewähren, um es dem Steuerpflichtigen 
zu ermöglichen, sich in der Schweiz niederzulas-
sen. Damit weicht der BFH von der Auffassung der 
Finanzverwaltung ab. Diese gewährte als Reaktion 
auf die Entscheidung des EuGH bei Wegzügen in 
die Schweiz lediglich die Möglichkeit einer Raten-
zahlung über fünf Jahre.  

Allerdings ist zu beachten, dass die Stundung nach 
Ansicht des BFH bei einem Wegzug in die Schweiz 

von einer Sicherheitsleistung abhängig gemacht 
werden kann, während die Stundung in EU-/EWR-
Fällen ohne Sicherheitsleistung möglich ist. Außer-
dem hindert die Stundung die Festsetzung der 
Steuer nicht. Der BFH erachtet die Festsetzung der 
Wegzugsteuer an sich als zulässig. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Fazit 

Die Entscheidung des BFH bezieht sich grund-
sätzlich nur auf den vorliegenden Urteilsfall, bei 
dem noch die alte Fassung des § 6 AStG anzu-
wenden war. Es bleibt abzuwarten, ob die Fi-
nanzverwaltung ihre bisherige Meinung revi-
diert oder die Nichtanwendung des Urteils in 
anderen Fällen anordnet. Gleichwohl ist das Ur-
teil auch für eine Vielzahl anderer Wegzugsfälle 
von Bedeutung. Zum einen sollte auf Basis der 
alten Rechtslage bei noch offenen oder anhän-
gigen Wegzugsfällen in die Schweiz geprüft 
werden, ob in diesen Fällen nicht auch eine 
zinslose und dauerhafte Stundung der festge-
setzten Wegzugsteuer möglich ist.  

Zum anderen hat das BFH-Urteil vom 6. Sep-
tember 2023 eine Signalwirkung für die neue 
Gesetzeslage. Diese sieht seit dem 1. Januar 
2022 keine zinslose und dauerhafte Stundung 
mehr vor – unabhängig davon, ob der Wegzug 
in einen EU-/EWR-Staat oder einen Drittstaat 
erfolgt. Es ist zu erwarten, dass der BFH auch 
unter der neuen Gesetzesfassung eine dauer-
hafte Stundung für Wegzüge in andere EU-
/EWR-Staaten und in die Schweiz verlangen 
wird. Wir empfehlen daher, in Wegzugsfällen 
gegen die Nichtgewährung einer zinslosen und 
dauerhaften Stundung vorzugehen und diese 
Fälle verfahrensrechtlich offen zu halten. Spre-
chen Sie uns gerne an, falls Sie dabei Unter-
stützung benötigen. 

https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/de/pdf/Themen/2024/01/gms-newsletter-januar-2024-kpmg.pdf
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Zuzahlungen für einen Parkplatz     
reduzieren den geldwerten Vorteil 
für den Firmenwagen?   

Firmenwagen sind bei Arbeitnehmenden sehr 
beliebt, insbesondere dann, wenn der Firmenwagen 
auch privat genutzt werden darf. Arbeitnehmende 
sparen dann regelmäßig die Kosten für die An-
schaffung und den laufenden Unterhalt eines eige-
nen Fahrzeugs oder die Kosten für die Nutzung öf-
fentlicher Verkehrsmittel. Im Gegenzug stellt der 
Vorteil, den der Arbeitnehmende durch die Überlas-
sung des Firmenwagens und die Möglichkeit der 
Privatnutzung erhält, einen geldwerten Vorteil dar. 
Dieser ist als Arbeitslohn zu versteuern. Der geld-
werte Vorteil für die Privatnutzung des Firmenwa-
gens wird üblicherweise auf Basis der sogenannten 
1%-Regelung ermittelt. Danach wird der monatlich 
lohnsteuerlich zu erfassende geldwerte Vorteil pau-
schal mit 1% des Bruttolistenpreises ermittelt. Alter-
nativ könnte die Ermittlung des geldwerten Vorteils 
nach der Fahrtenbuchmethode erfolgen, bei der 
dann die tatsächlichen Kosten nachgewiesen wer-
den müssen.  

Doch was passiert, wenn der geldwerte Vorteil für 
die Privatnutzung auf Basis der 1%-Methode ermit-
telt wird und der Arbeitnehmende selbst einen Teil 
der Kosten für den Unterhalt des Firmenwagens 
übernimmt? 

Grundsätzlich mindern selbstgetragene Kosten des 
Arbeitnehmenden im Lohnsteuerabzugsverfahren 
den zu versteuernden geldwerten Vorteil. Solche 
Kosten können beispielsweise die vom Arbeitneh-
menden übernommenen (anteiligen) Leasingraten 
oder auch pauschale Zuzahlungen sein.  

Das Finanzgericht Köln hatte sich nunmehr mit der 
Frage zu befassen, ob Zahlungen des Arbeitneh-
menden für einen vom Arbeitgeber angemieteten 
Parkplatz den geldwerten Vorteil für die Privatnut-
zung des Firmenwagens mindern.  

Im zu Grunde liegenden Fall hat ein Arbeitgeber 
seinen Arbeitnehmenden angeboten, einen Park-
platz in der Nähe der Arbeitsstätte für 30 Euro im 
Monat anzumieten. Bei der Berechnung des geld-
werten Vorteils hatte der Arbeitgeber die Stellplatz-
miete abgezogen.  

Das Finanzamt vertrat jedoch die Ansicht, dass der 
geldwerte Vorteil nicht gemindert werden darf, da 
die Stellplatzmiete nicht zu den Gesamtkosten des 
Firmenwagens gehöre. Es handele sich vielmehr 
um eine freiwillige Leistung der Beschäftigten an 

den Arbeitgeber. Das Finanzamt versteuerte dem-
zufolge die die geldwerten Vorteile reduzierenden 
Parkplatzkosten nach.  

Der gegen diese Vorgehensweise eingereichten 
Klage gab das Finanzgericht Köln statt. Mit seinem 
Urteil vom 20. April 2023 (Az. 1 K 1234/22) ent-
schied das Finanzgericht Köln, dass der geldwerte 
Vorteil des Firmenwagens durch die vom Arbeitneh-
menden selbst getragenen Kosten für die Stellplatz-
miete gemindert werden darf. In Höhe der Stell-
platzmiete sei der Arbeitnehmende nicht bereichert. 
Damit ist eine Grundvoraussetzung für das Vorlie-
gen von Arbeitslohn nicht erfüllt.  

Die Entscheidung ist noch nicht rechtskräftig, da 
das Finanzamt Revision beim Bundesfinanzhof 
(BFH) eingelegt hat.  

Änderungen beim italienischen      
Expatriate Regime    

In Italien wurde zum 1. Januar 2024 die Regelung 
für die besondere Besteuerung bestimmter Expatri-
ates angepasst.  

Die alte Regelung sah für natürliche Personen eine 
Ermäßigung des zu versteuernden Einkommens 
aus italienischen Quellen um 70 Prozent (90 Pro-
zent auf den Inseln und im Süden) vor. Die Steuer-
pflichtigen mussten dafür bestimmte Voraussetzun-
gen erfüllen. Sie durften beispielsweise in den 
beiden vorangegangenen Steuerjahren nicht in Ita-

Fazit 
 
Der BFH hat kürzlich bereits entschieden, dass 
einzelne getragene Kosten wie beispielsweise 
die Miete für eine Garage am Wohnort den 
geldwerten Vorteil nicht mindern, wenn keine 
rechtliche Verpflichtung des Arbeitnehmenden 
gegenüber dem Arbeitgeber besteht, den PKW 
in einer Garage unterstellen zu müssen. Daher 
bleibt abzuwarten ob das Urteil des Finanzge-
richts Köln Bestand haben wird. Aufgrund des 
vor dem BFH eingelegten Revisionsverfahrens 
(Az. VI R 7/23) sollten vergleichbare Fälle in 
der Zwischenzeit offengehalten werden. 
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lien ansässig gewesen sein. Sie mussten sich dar-
über hinaus verpflichten, ihren Wohnsitz für zwei 
Steuerjahre nach Italien zu verlegen und dort tat-
sächlich ansässig bleiben. Die Steuerbefreiung 
konnte für fünf Jahre in Anspruch genommen wer-
den. Unter bestimmten Voraussetzungen bestand 
eine Verlängerungsoption für weitere fünf Jahre mit 
einer reduzierten Steuerbefreiung. 

Natürliche Personen, die ihren Wohnsitz gemäß ita-
lienischer Vorschriften nach Italien verlegt haben, 
das heißt die für das Steuerjahr 2024 in Italien steu-
erlich ansässig geworden sind und die Einkünfte 
aus nicht selbstständiger Arbeit, Einkünfte, die mit 
Einkünften aus nicht selbstständiger Arbeit gleich-
gestellt sind oder Einkünfte aus selbstständiger Ar-
beit erzielen, sind von der Änderung des Expatriate 
Regimes betroffen. 

Bis zu einer Einkommensgrenze von 600.000 Euro 
kommt nun ein Freibetrag von 50 Prozent zur An-
wendung, maximal wird also ein Freibetrag von 
300.000 Euro gewährt. Der Freibetrag erhöht sich 
unter bestimmten Voraussetzungen auf 60 Prozent, 
beispielsweise wenn der Steuerpflichtige ein min-
derjähriges Kind hat.  

Voraussetzungen für die Inanspruchnahme der 
Steuerbefreiung nach dem italienischen Expatriate 
Regime sind unter anderem, dass die Person: 

- in den letzten drei Jahren vor der Entsendung 
nach Italien nicht in Italien steuerlich ansässig 
war  

- sich verpflichtet, für mindestens vier aufeinan-
derfolgende Steuerjahre in Italien ansässig zu 
bleiben 

- die Tätigkeit während des größten Teils des 
Jahres in Italien ausübt (d. h. 183 Tage oder 
mehr) 

- über höhere Qualifikationen oder eine Speziali-
sierung verfügt. 

Zu beachten ist darüber hinaus, dass für Arbeitneh-
mende, die in Italien für denselben Arbeitgeber ar-
beiten, bei dem sie vor ihrem Umzug nach Italien 
beschäftigt waren oder für einen Arbeitgeber dersel-
ben Gruppe, besondere, verschärfte Anspruchsvo-
raussetzungen gelten. 

Die Vergünstigung gilt für maximal fünf Jahre – nun-
mehr ohne Verlängerungsoption. Wird der steuerli-
che Wohnsitz in Italien nicht gemäß den vorgegebe-
nen Zeiträumen beibehalten, kommt es zu einer 
Aufhebung der Vergünstigung sowie einer Rückfor-
derung mit entsprechenden Strafen und Zinsen. 

Eine Übergangsregelung gilt für Personen, die nach 
Juli 2023 nach Italien umgezogen sind, dort aber im 
Jahr 2023 noch nicht steuerlich ansässig geworden 
sind. Für Steuerpflichtige, die in 2023 in Italien steu-
erlich ansässig waren, kann unter bestimmten Vo-
raussetzungen die alte Regelung weiter in An-
spruch genommen werden. 

Kein Anspruch auf deutsches         
Kindergeld nach Einkommensteuer-
gesetz, sofern er allein durch den 
Wohnort ausgelöst wird   

Bisher hatten entsandte Arbeitnehmende, die in 
Deutschland arbeiteten und auch ihren Wohnsitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland be-
gründeten, grundsätzlich auch dann Anspruch auf 
Kindergeld (Differenzkindergeld), wenn die Familie 
in einem anderen EU-/EWR-Mitgliedstaat oder in 
der Schweiz wohnte. Dieser Anspruch begründete 
sich im Einkommensteuergesetz (EStG), auch 
wenn im anderen Staat ebenfalls gleichgestellte Fa-
milienleistungen bezogen wurden. Dies galt unab-
hängig davon, welchen Rechtsvorschriften über so-
ziale Sicherheit der Arbeitnehmende während der 
Beschäftigung in Deutschland unterlag.   

Mit seiner Entscheidung vom 20. April 2023 hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) der Verwirklichung eines 
solchen Anspruchs auf deutsches Kindergeld (Diffe-
renzkindergeld) nunmehr einen Riegel vorgescho-
ben.  

 

Fazit 

Insgesamt haben sich die Voraussetzungen für 
die Anwendung des italienischen Expat Re-
gimes erheblich verschärft. Die Neuregelung er-
fordert unter anderem eine Prüfung, ob der Mit-
arbeitende die geforderten fachlichen 
Qualifikationen erfüllt. Diese bedeutet für Arbeit-
geber einen erheblichen administrativen Mehr-
aufwand. Darüber hinaus ist zu prüfen, inwie-
fern Arbeitnehmer, die vor dem 31. Dezember 
2023 nach Italien gezogen sind, noch die alte 
Regelung in Anspruch nehmen können. 
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Tatbestand 

Der BFH hatte zu entscheiden, ob ein polnischer 
Staatsangehöriger Anspruch auf deutsches Kinder-
geld hat, während seine drei Kinder mit der Mutter 
in Polen lebten. Der Mitarbeiter wurde von seinem 
polnischen Arbeitgeber befristet nach Deutschland 
entsandt, um hier für die polnische Gesellschaft tä-
tig zu sein. Er hatte in Deutschland seinen gewöhn-
lichen Aufenthalt. Seine Frau ging in Polen keiner 
Beschäftigung nach. Während der Entsendung fan-
den durchgängig die polnischen Rechtsvorschriften 
über soziale Sicherheit Anwendung. 

Entscheidung  

Obwohl der Kläger grundsätzlich die nationalen An-
spruchsvoraussetzungen auf deutsches Kindergeld 
erfüllte, sah der BFH seinen deutschen Kindergeld-
anspruch aufgrund vorrangiger Ansprüche in Polen 
als ausgeschlossen oder reduziert an. Nach Auffas-
sung des BFH greift nämlich nicht die nationale 
Konkurrenzregel des § 65 Satz 1 Nr. 2 EStG (in der 
im Streitzeitraum geltenden Fassung), sondern die 
Prioritätsregeln des Art. 68 der Verordnung (EG) 
Nr. 883/2004. Insofern ist zu beurteilen, ob der je-
weilige Anspruch durch eine Beschäftigung oder 
eine selbständige Erwerbstätigkeit, durch den Be-
zug einer Rente oder durch den Wohnort ausgelöst 
wird.  

Da der Arbeitnehmer während der Entsendung wei-
terhin den polnischen Rechtsvorschriften unterlag, 
führte der BFH an, dass damit ein Kindergeldan-
spruch in Deutschland nicht durch die tatsächlich 
hier ausgeübte Beschäftigung ausgelöst wurde. Ob 
in Deutschland eine Rente bezogen wurde, konnte 
nicht festgestellt werden. Daher sah der BFH den 
Anspruch auf deutsches Kindergeld allein durch 
den gewöhnlichen Aufenthalt ausgelöst (einem 
Wohnsitz gleichgestellt). Der Verbleib im polnischen 
System löse, so der BFH, die Familienleistungsan-
sprüche des Arbeitnehmers in Polen durch diese 
Beschäftigung aus. Dieser Anspruch ist gegenüber 
dem in Deutschland allein durch den Wohnsitz aus-
gelösten Kindergeldanspruch als vorrangig anzuse-
hen. Da die Kinder ihren Wohnsitz in Polen hatten, 
wurde ein Anspruch auf deutsches Kindergeld in 
voller gänzlich ausgeschlossen. 

Der BFH sah in dem Umstand, dass der Arbeitneh-
mer während der Entsendung weiterhin den polni-
schen Rechtsvorschriften unterstellt war, keine Ent-
faltung einer europarechtliche Sperrwirkung 
hinsichtlich des Rechtsanspruchs nach deutschem 
Recht.  

Da die Mutter keiner Erwerbstätigkeit nachging und 
auch keine Rente bezog, war ein Anspruch auf Fa-
milienleistungsansprüche in Polen, ebenfalls so wie 
der des Vaters, allein durch den Wohnort ausgelöst 
und somit vorrangig (Konkurrenzverhältnis nach 
Art. 68 Abs. 1 Buchst. b der VO EG Nr. 883/2004) 
und schließe einen deutschen Anspruch aus.  

Der BFH stellte somit fest, dass – sofern in Polen 
ein Familienleistungsanspruch der Mutter oder des 
Vaters bestünde – ein Differenzkindergeldanspruch 
in Deutschland ausgeschlossen ist, da der Kinder-
geldanspruch in Deutschland ausschließlich durch 
den Wohnort ausgelöst wurde und die Kinder im an-
deren Mitgliedstaat Polen wohnen. Gleichzeitig be-
deutet das aber auch, dass die Koordinierungsregel 
des Art. 68 Abs. 2 Sätze 1 und 3 der Verordnung 
(EG) Nr. 883/2004 nur dann anwendbar ist und den 
Kindergeldanspruch in Deutschland auch nur dann 
ausschließen kann, wenn tatsächlich konkurrie-
rende Ansprüche auf Familienleistungen bestehen.  

Da jedoch nicht abschließend vom Finanzgericht 
(FG) festgestellt worden war, ob ein polnischer An-
spruch auf Familienleistungen bestand, wurde die 
Entscheidung, ob der Kindegeldanspruch in 
Deutschland tatsächlich ausgeschlossen ist, an das 
FG zurückverwiesen.  

Fazit 

Die Entscheidung des BFH auf Basis der Ausle-
gung der europarechtlichen Regelungen (insbe-
sondere die Orientierung am Wortlaut des Art. 
68 Abs. 2 S. 3 der Verordnung EG Nr. 
883/2004) kam basierend auf den bisherigen 
Anspruchsregelungen überraschend. Im Ergeb-
nis besteht kein Anspruch auf deutsches Kin-
dergeld (Differenzkindergeld), wenn dieser aus-
schließlich aufgrund des Wohnorts ausgelöst 
wird und das für den Anspruch zu berücksichti-
gen Kind im Ausland wohnt, in welchem eine 
gleichgestellte Familienleistung bezogen wird. 

Dafür ist aber Kindergeld vollumfänglich auszu-
zahlen, wenn im vorrangigen Staat gar kein An-
spruch besteht. Dieses Ergebnis ist u.E. so zu 
akzeptieren, da es den europarechtlichen Vor-
gaben entspricht.  

Gerne unterstützen wir Sie bei der Prüfung von 
Kindergeldansprüchen. 
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GMS Insights – Webcasts 1. Halbjahr 
2024 

Für Ihre Anmeldung registrieren Sie sich bitte direkt 
auf der Webcast-Plattform.  
 
Wir freuen uns über Ihre Teilnahme. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Fokusthema Termin 

Warum sich faire Löhne lohnen 5. März 2024 
 
9.30–10.00 Uhr 

Kapitalbeteiligung für alle Mitar-
beitenden – neue Chancen 
durch das Zukunftsfinanzie-
rungsgesetz (ZuFinG) 

2. April 2024 
 
9.30–10.00 Uhr 

Erstattung von Sozialversiche-
rungsbeiträgen nach Beendi-
gung der Auslandsbeschäfti-
gung 

7. Mai 2024 
 
9.30–10.00 Uhr 

Update zur EU Posted Workers 
Directive 

4. Juni 2024 
 
9.30–10.00 Uhr 

Die Erweiterung der Anzeige- 
und Berichtigungspflicht nach 
Feststellungen in einer Lohn-
steueraußenprüfung 

2. Juli 2024 
 
9.30–10.00 Uhr 

https://kpmg.com/de/de/home/events/uebersicht/webcast-live-reihe-gms-insights.html
https://kpmg.com/de/de/home/events/uebersicht/webcast-live-reihe-gms-insights.html
https://kpmg.com/de/de/home/events/uebersicht/webcast-live-reihe-gms-insights.html
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